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Drucksache V/3901 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

III/l — 68070 — 5179/69 


Bonn, den 25. Februar 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Wirtschaftspolitik 

in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates über eine Abweichung von den 
Bestimmungen der Verordnungen Nr. 160/66/EWG und 
Nr. 83/67/EWG für bestimmte, unter die Nummern 19.08 
und 21.07 des Gemeinsamen Zolltarifs fallende Waren. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 18. Februar 
1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Verteidigung 

Schröder 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über eine Abweichung von den Bestimmungen der Verordnun- 
gen Nr. 160/66/EWG und Nr. 83/67/EWG für bestimmte, unter 
die Nummern 19.08 und 21.07 des gemeinsamen Zolltarifs 

fallende Waren 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft 

gestützt auf die Verordnung Nr. 160/66/EWG des 
Rates vom 27. Oktober 1966 über die Einführung 
einer Handelsregelung für bestimmte landwirtschaft- 
liche Verarbeitungserzeugnisse *), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr, 2099/68 2 ), insbe- 
sondere auf Artikel 17, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 198/69 der Kommis- 
sion vom 31. Januar 1969 3 ) sieht den Verkauf von 
überschüssiger Butter zu herabgesetzten Preisen an 
die Industrie, die Erzeugnisse der Nummer 19.08 des 
Gemeinsamen Zolltarifs herstellt, vor. Diese Butter 
wird zu einem Preis von 50 Rechnungseinheiten je 
100 Kilogramm in Form einer Zubereitung verkauft, 
die je 100 Kilogramm 74,6 kg Milchfett, 5,8 kg 
Stärke in Form von Mehl, 0,02 kg natürliches oder 
synthetisches Vanillin und 0,01 kg Sesamöl enthält. 
Diese Zubereitung fällt unter die Tarifstelle 21.07 
F VIII a) des Gemeinsamen Zolltarifs. 

Gemäß Artikel 17 b der Verordnung Nr. 160/66/ 
EWG, der dieser Verordnung durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1113/68 hinzugefügt und durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 2099/68 geändert worden 
ist, finden Ausgleichsbeträge unter anderem auf die 
vorgenannte Tarifstelle 21.07 F Villa) des Gemein- 
samen Zolltarifs Anwendung. Der Absatz von Butter 
an bestimmte Verarbeitungsindustrien in der Ge- 
meinschaft zu einem Preis, der in allen Mitglied- 
staaten gleich ist, rechtfertigt für diese Zubereitung 
nicht mehr die Anwendung von Ausgleichsabgaben. 

Gemäß Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a) der Ver- 
ordnung Nr. 160/66/EWG werden die beweglichen 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 195 
vom 28. Oktober 1966, S. 3361/66 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 309 
vom 24. Dezember 1968, S. 3 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 26 
vom 1. Februar 1969, S. 1 


Teilbeträge, die bei der Einfuhr der unter diese 
Verordnung fallenden Waren zu erheben sind, auf 
der Grundlage des Schwellenpreises berechnet. Un- 
ter Berücksichtigung des Absatzes der genannten 
Zubereitung zu herabgesetztem Preis an die betref- 
fenden Herstellungsbetriebe in der Gemeinschaft 
sowie der neuartigen Wettbewerbslage in diesem 
Industriesektor im Vergleich mit denselben Herstel- 
lungsbetrieben in dritten Ländern empfiehlt es sich, 
die beweglichen Teilbeträge für diese unter die Ta- 
rifnummer 21.07 F Villa) fallende Zubereitung ent- 
sprechend ihrer Zusammensetzung sowie für die un- 
ter die Nummer 19.08 des Gemeinsamen Zolltarifs 
fallenden Waren — hinsichtlich der Butter — auf 
der Grundlage von 50 Rechnungseinheiten für je 
100 Kilogramm dieses Grunderzeugnisses an Stelle 
des Schwellenpreises zu berechnen. 

Die Herstellungsbetriebe dieser unter die Num- 
mer 19.08 des Gemeinsamen Zolltarifs fallenden 
Waren in der Gemeinschaft können die Butter zu 
herabgesetztem Preis nur unter einer Kontrolle 
durch die Verwaltung und ausschließlich in Form 
einer Zubereitung, die der vorgenannten Zusammen- 
setzung entspricht, verwenden. Es ist jedoch prak- 
tisch nicht möglich, von den unter die Nummer 19.08 
des Gemeinsamen Zolltarifs fallenden Waren die- 
jenigen zu unterscheiden, die aus der betreffenden 
Zubereitung hergestellt worden sind. 

Die Lieferung der genannten Zubereitung an die 
betreffenden Herstellungsbetriebe erfolgt ab 1. März 
1969. Auf Grund der starken Preisermäßigung für 
Butter ist es notwendig, eine abweichende Regelung 
von der in Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung zu 
160/66/EWG vorgesehenen vierteljährlichen Festset- 
zung zu treffen. Gleichzeitig sind die beweglichen 
Teilbeträge für die obenerwähnten Waren, die durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 2128/68 der Kommission 
vom 20. Dezember 1968 zur Festsetzung der Höhe 
der im ersten Vierteljahr des Jahres 1969 bei der 
Einfuhr der unter die Verordnung Nr. 160/66/EWG 
des Rates fallenden Waren in die Mitgliedstaaten 
anwendbaren beweglichen Teilbeträge 4 ) festgelegt 
worden sind, mit Wirkung vom 1. März 1969 abzu- 
ändern — 


4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 313 
vom 28. Dezember 1968, S. 1 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Dem Artikel 17 b der Verordnung Nr. 160/66/EWG 
wird ein Absatz 6 mit folgendem Wortlaut hinzu- 
gefügt: 

„6. a) Mit Wirkung vom 1. März 1969 finden die 
Absätze 1 bis 5 keine Anwendung mehr auf 
Waren der Tarifstelle 21.07 F Villa) des 
Gemeinsamen Zolltarifs mit einem Gehalt 
von 

— ungefähr 74,5 Gewichtshundertteilen 
Milchfett, 

— 5,8 Gewichtshundertteilen Stärke, 

— 0,02 Gewichtshundertteilen eines Erzeug- 
nisses (4-hydroxy-3-methoxybenzalde- 
hyd), das aus natürlichem oder synthe- 
tischem Vanillin gewonnen worden ist, 

— 0,01 Gewichtshundertteilen Sesamöl. 

b) Die Einfuhren von in Absatz a) genannten 
Waren aus dritten Ländern mit unter den in 
diesem Absatz erwähnten Vergünstigungen 
sind von folgenden Bedingungen abhängig: 

— der Einführer muß sich verpflichten, die 
in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) bis d) 
der Verordnung (EWG) Nr, 198/69 vorge- 
sehenen Auflagen zu erfüllen; 

— die Ware muß in Stücken von mindestens 
25 Kilogramm eingeführt werden; 

— die Verpackungen müssen eine oder meh- 
rere der folgenden Aufschriften tragen: 
„Beurre destine ä la transformation" — 
„ zur Verarbeitung bestimmte Butter" — 
„Burro destinato alla trasformazione" — 
„Botter voor verwerking" ; 

— der Einführer muß eine Kaution von 
113,75 Rechnungseinheiten je 100 Kilo- 
gramm eingeführter Ware hinterlegen. 
Diese Kaution, die in bar oder als Bürg- 
schaft eines Unternehmens der Kredit- 
wirtschaft, das den vom einführenden 
Mitgliedstaat festgesetzten Kriterien ent- 
spricht, hinterlegt werden kann, wird nur 
unter Nachweis der gemäß Artikel 3 Ab- 
satz 1 Buchstabe b) der Verordnung 
(EWG) Nr. 198/69 durchgeführten Ver- 
arbeitung freigestellt, soweit die Ver- 
arbeitung in einführenden Mitgliedstaat 
erfolgt ist. 


c) Erfolgt die Verarbeitung in einem anderen 
als dem einführenden Mitgliedstaat und wird 
der Nachweis, daß die Butter gemäß Arti- 
kel 3 Absatz 1 Buchstabe b) der Verordnung 
(EWG) Nr. 198/69 verarbeitet wurde, ge- 
liefert, so stellt die zuständige Behörde die- 
ses anderen Mitgliedstaates eine Bescheini- 
gung über diese Verarbeitung aus. 

d) Für den Fall höherer Gewalt ergeift die Be- 
hörde des einführenden Mitgliedstaates die 
Maßnahmen, die sie unter den gegebenen 
Umständen für notwendig erachtet. 

Artikel 2 

1. Abweichend von Artikel 12 Absatz 2 Buch- 
stabe a) der Verordnung Nr. 160/66/EWG werden 
die beweglichen Teilbeträge bei der Einfuhr von 
Waren der Nummern 19.08 B Ilb) 2, c) 2, d) 2, 19.08 
B III a) 2, b) 2, c) 2, 19.08 B IV a) 2, b) 2 des Ge- 
meinsamen Zolltarifs sowie von Waren der Num- 
mern 21.07 F VIII a) des Gemeinsamen Zolltarifs, die 
der in Artikel 17 b Absatz 6 Buchstabe a) der Ver- 
ordnung Nr. 160/66/EWG vorgesehenen Zusammen- 
setzung entsprechen — hinsichtlich der Butter — auf 
der Grundlage von 50 Rechnungseinheiten je 100 
Kilogramm dieses Grunderzeugnisses an Stelle des 
Schwellenpreises berechnet. 

2. Abweichend von Artikel 4 der Verordnung 
Nr. 83/67/EWG wird der bewegliche Teilbetrag für 
Waren der Nummer 21.07 F VIII a) des Gemein- 
samen Zolltarifs, die der in Artikel 17 b Absatz 6 
Buchstabe a) der Verordnung Nr. 260/66/EWG gege- 
benen Definition entsprechen, auf der Grundlage 
einer Buttermenge von 91 Kilogramm und einer 
Weichweizenmenge von 13 Kilogramm berechnet. 

Artikel 3 

Abweichend von Artikel 12 Absatz 1 der Ver- 
ordnung Nr. 160/66/EWG werden die beweglichen 
Teilbeträge, die durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 2128/68 festgesetzt worden sind, für die in Arti- 
kel 2 Absatz 1 erwähnten Waren durch die Kom- 
mission mit Wirkung vom 1. März 1969 abgeändert. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach 
seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Die Verordnung (EWG) Nr. 198/68 der Kommission 
vom 31. Januar 1969 x ) sieht den Verkauf von über- 
schüssiger Butter zu einem herabgesetzten Preis zur 
ausschließlichen Verarbeitung in feine Backwaren 
(Nummer 19.08 des Gemeinsamen Zolltarifs) vor. 
Diese Butter wird zu einem Preis von 50 Rechnungs- 
einheiten je 100 kg in Form einer Zubereitung ver- 
kauft, die, je 100 kg, 74,6 kg Milchfett, 9 kg Mehl, 
0,02 kg natürliches oder synthetisches Vanillin und 
0,01 kg Sesamöl enthält. Diese Zubereitung fällt 
unter die Tarif stelle 21.07 F VIII a) des Gemein- 
samen Zolltarifs. 

Dieser Verordnungsentwurf betrifft die Ausgleich- 
beträge und die beweglichen Teilbeträge, die auf die 
unter die Verordnung Nr. 160/66/EWG fallenden 
Waren Anwendung finden. 

Der Absatz von Butter zu einem einheitlichen Preis 
in allen Mitgliedstaaten an die Industrie in der Ge- 
meinschaft rechtfertigt nicht mehr die Anwendung 
von Ausgleichbeträgen für die genannte Zuberei- 
tung, die durch die Verordnung (EWG) Nr. 1 1 13/68 2 ), 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2099/68 3 ) 
festgesetzt worden sind. 

Andererseits setzt die durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 198/68 getroffene Maßnahme die Biskuitindustrie 
in eine anormale Wettbewerbslage im Verhältnis 
zu ähnlichen Herstellungsbetrieben der dritten Län- 
der wegen des überhöhten Schutzes, der sich aus der 
Anwendung von beweglichen Teilbeträgen — be- 


rechnet auf der Grundlage des normalen Butter- 
preises (173,50 RE/100 kg) — für eingeführte Waren 
der Nummern 19.08 und 22.07 F VIII a) des Gemein- 
samen Zolltarifs ergibt. 

Da es praktisch nicht möglich ist, von den Waren 
der Nummer 19.08 des Gemeinsamen Zolltarifs die- 
jenigen zu unterscheiden, die aus der genannten 
Zubereitung hergestellt wurden, wird auf diese 
Ware nur ein beweglicher Teilbetrag angewendet, 
der auf der Grundlage des ermäßigten Butterpreises 
berechnet wird. Dagegen scheint es möglich zu sein, 
die genannten Zubereitungen der Nummer 21.07 F 
VIII a) des Gemeinsamen Zolltarifs, soweit sie aus 
Butter zu herabgesetztem Preis hergestellt wurden, 
von den anderen Zubereitungen derselben Tarif- 
nummer, die aus frischer Butter hergestellt wurden, 
zu unterscheiden. Demnach können auf diese Zube- 
reitungen zwei bewegliche Teilbeträge angewandt 
werden. 

Da die Lieferung der genannten Zubereitung an die 
betreffenden Herstellungsbetriebe ab 1. März 1969 
erfolgt, sind die beweglichen Teilbeträge, die für das 
erste Vierteljahr Anwendung finden, für diese 
Waren zu ändern. 


*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 26 
vom 1. Februar 1969, S. 31 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 186 
vom 30. Juli 1968, S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 309 
vom 24. Dezember 1968, S. 1 
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